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104. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die Anerkennung und Vollstre-
ckung ausländischer Schiedssprüche 

105. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über wichtige internati-
onale Strecken des kombinierten Verkehrs und damit verbundene Einrich-
tungen (AGTC) 

106. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens der Vereinten Nationen zur Bekämp-
fung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer 
betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika 

107. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung M114 gemäß Abschnitt 
1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung von 1013 Kohlendioxid der Klasse 
2 Ziffer 2A in Flaschen bis 500 ml 

 

104. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen hat Sambia am 14. März 2002 seine 
Beitrittsurkunde zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schieds-
sprüche (BGBl. Nr. 200/1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 53/2002) hinter-
legt. 

Schüssel 

105. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über wichtige internationale Strecken des kombinierten Verkehrs und 
damit verbundene Einrichtungen (AGTC) 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre 
Ratifikations-, Annahme- bzw. Beitrittsurkunden zum Europäischen Übereinkommen über wichtige in-
ternationale Strecken des kombinierten Verkehrs und damit verbundene Einrichtungen (AGTC) (BGBl. 
Nr. 672/1993, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. Nr. 206/1996) hinterlegt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- bzw. 

Beitrittsurkunde: 

Belarus  5. März 1997 
Belgien  6. August 1999 
Georgien 30. November 1998 
Polen 22. März 2002 
Türkei  4. September 1996 

Schüssel 

106. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre 
und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben folgende weitere Staaten ihre 
Ratifikations-, Annahme- bzw. Beitrittsurkunden zum Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Be-
kämpfung der Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer betroffenen Ländern, 
insbesondere in Afrika (BGBl. III Nr. 139/1997, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III 
Nr. 72/2000) hinterlegt: 
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Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- bzw. 

Beitrittsurkunde: 

Albanien 27. April 2000 
Australien 15. Mai 2000 
Bahamas 10. November 2000 
Belarus 29. August 2001 
Bulgarien 21. Februar 2001 
Katar 15. März 1999 
Kroatien  6. Oktober 2000 
Moldau 10. März 1999 
Neuseeland (ohne Tokelau)  7. September 2000 
Papua-Neuguinea  6. Dezember 2000 
Polen 14. November 2001 
Salomonen 16. April 1999 
Slowakei  7. Jänner 2002 
Slowenien 28. Juni 2001 
Suriname  1. Juni 2000 
Thailand  7. März 2001 
Trinidad und Tobago  8. Juni 2000 
Uruguay 17. Februar 1999 
Vereinigte Staaten 17. November 2000 
Zypern 29. März 2000 

Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Beitrittsurkunde haben nachstehende Staaten 
folgende Erklärung abgegeben: 

Neuseeland: 
Jede zusätzliche Anlage über die regionale Durchführung oder jede Änderung einer Anlage über die 

regionale Durchführung zu dem Übereinkommen tritt für Neuseeland erst mit der Hinterlegung der dies-
bezüglichen Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch die Regierung Neu-
seelands in Kraft. 

Vereinigte Staaten: 
 1. Auslandshilfe. – Die Vereinigten Staaten gehen davon aus, dass sie als „entwickeltes Land“ ge-

mäß Art. 6 des Übereinkommens und seiner Anlagen, nicht verpflichtet sind, besondere finan-
zielle Erfordernisse oder andere besondere Erfordernisse hinsichtlich der Bereitstellung jeglicher 
Mittel, einschließlich von Technologie, für ein „betroffenes Land“, gemäß der Definition in 
Art. 1 des Übereinkommens, zu erfüllen. Die Vereinigten Staaten gehen davon aus, dass die Rati-
fikation des Übereinkommens keine Änderung ihrer innerstaatlichen gesetzlichen Verfahren zur 
Festlegung der Finanzierung von Auslandshilfe oder Auslandshilfsprogrammen bewirkt. 

 2. Finanzielle Mittel und Finanzierungsmechanismen. – Die Vereinigten Staaten gehen davon aus, 
dass weder Art. 20 noch Art. 21 des Übereinkommens Verpflichtungen auferlegen, Finanzmittel 
in bestimmter Höhe für die Globale Umweltfazilität oder den Globalen Mechanismus zur Durch-
führung der Ziele des Übereinkommens oder zu einem anderen Zweck aufzubringen. 

 3. Landnutzung der Vereinigten Staaten. – Die Vereinigten Staaten gehen davon aus, dass sie im 
Sinne von Art. 1 des Übereinkommens eine „Vertragspartei sind, die ein entwickeltes Land ist“, 
und dass es nicht erforderlich ist, ein nationales Aktionsprogramm gemäß Teil III Abschnitt 1 des 
Übereinkommens auszuarbeiten. Die Vereinigten Staaten gehen gleichfalls davon aus, dass keine 
Änderungen der bestehenden Landnutzungspraktiken und Programme erforderlich sein werden, 
um ihren Verpflichtungen gemäß Art. 4 und 5 des Übereinkommens nachzukommen. 

 4. Rechtsverfahren zur Änderung des Übereinkommens. – In Übereinstimmung mit Art. 34 Abs. 4 
tritt jede weitere Anlage zum Übereinkommen über die regionale Durchführung oder jede Ände-
rung zu einer Anlage zum Übereinkommen über die regionale Durchführung für die Vereinigten 
Staaten erst mit Hinterlegung einer entsprechenden Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- 
oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

 5. Streitbeilegung. – Die Vereinigten Staaten lehnen es ab, eines der beiden in Art. 28 Abs. 2 festge-
legten Mittel der Streitbeilegung als obligatorisch anzuerkennen, und gehen davon aus, dass sie 
nicht an den Ausgang, das Ergebnis, die Schlussfolgerungen oder Empfehlungen eines nach 
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Art. 28 Abs. 6 eingeleiteten Vergleichsverfahrens gebunden sind. Im Falle von Streitigkeiten aus 
diesem Übereinkommen anerkennen oder akzeptieren die Vereinigten Staaten nicht die Zustän-
digkeit des Internationalen Gerichtshofs. 

Schüssel 

107. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilatera-
len Vereinbarung M114 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung von 
1013 Kohlendioxid der Klasse 2 Ziffer 2A in Flaschen bis 500 ml 

Die Multilaterale Vereinbarung M114 gemäß Abschnitt 1.5.1 des ADR betreffend die Beförderung 
von 1013 Kohlendioxid der Klasse 2 Ziffer 2A in Flaschen bis 500 ml (BGBl. III Nr. 11/2002, letzte 
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 59/2002) wurde von der Tschechischen Republik am 
26. März 2002 unterzeichnet. 

Schüssel 


